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Allgemeines 
1.1 Ausgangslage 

Die Gemeinde Samedan hat im .Jahre 1997 eine Totalrevision der Ortspla- 
nung vorgenommen. Die Grundlagen zur Teilrevision wurden am Ü7. Juni 
1995 dem ARE zur VP eingereicht. Der VP-Bericht wurde vom ARE der 
Gemeinde am 27. September 1995 zugestellt. Eine öffentliche Mitwir- 
kungsauflage wurde durchgeführt. 
Am 22. Oktober 1996 beschloss die Gemeindeversammlung die Totalrevi- 
sion der Ürtsptanung inklusive Baugesetz, und publizierte den Beschluss 
gemäß Art. 37a Abs. 1 des KRG. Mit Schreiben vom 19. Dezember 1996 
ersuchte der Gemeindevorstand um Genehmigung der Totatrevision der 
Ürtsplanung im Rahmen von Art. 37 KRG. Die Regierung genehmigte die 
Totalrevision mit RB Nr. 2157 am 21 . Oktober 1997. 
Das Baugesetz der Gemeinde wurde mehrmals [RB Nr. 933/1999; RB Nr. 
1363/1999; RB Nr. 437/2003; RB 415/2005; RB Nr. 53Ü/2009; RB Nr. 
761/2010; 577/2011] ergänzt und überarbeitet. Die letzte Anpassung des 
Baugesetzes betraf die "Hc›tel- und Wohnzone Sper l'En", welche an der 
Gemeindeversammlung vom 27. Oktober 2011 beschlossen und später 
durch die Regierung genehmigt wurde [RB Nr. 24/20141. 
Nachdem die AbgeltungsmOglichkeit zur Hauptwohnungsverpflıchtung 
mittels Ersatzabgabe im Rahmen der Revision vom 28. Oktober 2Ü1Ü [Ge- 
nehmigt Sitzung v. 28. Juni 2011, Protokoll Nr. 577) ersatzlos gestrichen 
wurde, drängt sich eine Anpassung des Baugesetzes auf. 

1.2 Organisation und Vorgehen des Planungsträgers 
Für die kleine Teilrevision, Korrektur von Artikel 1Ü5a Abs. 4 des Bauge- 
setzes, wurde ein kleiner Ausschuss, bestehend aus dem Gemeindepräsi- 
denten dem Vorsteher des Bauamtes sowie dem Juristen der Gemeinde 
und dem Ptaner, beauftragt. 
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Absicht 
Baugesetz: Bis zur Baugesetzesrevision vom 28. Oktober 2010 bestand die 
Möglichkeit, die Hauptwohnungsverpflichtung mittels Ersatzabgabe abzu- 
gelten. Diese Abgeltungsmöglichkeit wurde im Rahmen der Revision vom 
28. Oktober 2010 ersatzlos gestrichen. Übergangs rechtlich wurde in Art. 
105a Abs. 4 BauG vorgesehen, dass die bereits vereinnahmten Mittel noch 
bis Ende 2020 vorwiegend für die Förderung des Hauptwohnungsbaus bzw. 
des Hauptwohnungserwerbs eingesetzt werden können. Die Befristung bis 
zum Jahr 2020 wurde vorgesehen, weil bereits mit der Revision im Jahr 
2010 eine Zweitwohnungskontingentierung und eine nicht abgeltbare 
Hauptwohrıungsverpflichtung eingeführt wurden; man rechnete damit. 
dass sich die angespannte Lage auf dem Hauptwohnungsmarkt entspan- 
nen würde und dass die Fördermittel darum auch nur beschränkt bean- 
sprucht wurden. Tatsächlich wurden die besagten Mittel denn auch kaum 
genutzt. So wurden seit 2010 bis heute lediglich zwei Projekte mit Beiträ- 
gen von Total CHF 485'900.00 unterstützt. Der Gesamtbetrag der noch vor- 
handenen, zweckgebundenen Mittel beläuft sich im heutigen Zeitpunkt auf 
CHF ó.23 Millionen. Entscheidend ist, dass sich mit Annahme der Zweit- 
wohnungsinitiative am 11. März 2012 die Lage auf dem Hauptwohnungs- 
markt weiter entspannt hat, sodass sich staatliche Unterstützungsbeıträge 
an private Grundeigentümer zwecks Förderung des Hauptwohnungsbaus 
beziehungsweise -erwerbs heute nicht mehr rechtfertigen lassen. 
Der Gemeindevorstand hat sorgfältig geprüft, wofür die im heutigen Zeit- 
punkt noch vorhandenen Mittel von CHF 6.23 Millionen sinnvollerweise 
eingesetzt werden sollen. Er ist zum Schluss gekommen, dass diese Mittel 
- wie bereits im geltenden Recht vorgesehen - in die allgemeine Staats- 
kasse f l iesen müssen. Angesichts der äußerst angespannten Finanzlage 
der Gemeinde sowie der bereits realisierten - teilweise schmerzhaften - 
Sparmassnahmen lässt es sich nicht rechtfertigen, diese CHF (5.23 Millio- 
nen für irgendwelche "Nice-to-have"-Projekte einzusetzen. Die besagten 
Mittel müssen vielmehr gleichmassig der ganzen Bevölkerung zugute- 
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kommen, was am besten dadurch erreicht wird, dass diese Mittel zwecks 
Schuldenabbaus in die allgemeine Staatskasse f l iesen. 

Zonenplan 
Der Zonenplan erfährt durch die Anpassung des Baugesetzes keine Ände- 
rungen. 

Genereller Erschliessungsplan IGGPI 
Der Generelle ErschLiessungspLan erfährt durch die Anpassung des Bau- 
gesetzes keine Anpassungen. 

5. Baugesetz 
5.1 Anpassungen 

"Art. 105a Abs. 4 BauG [geltendes Recht] 
Die bis zu dieser Revision aus der Ersatzabgabe für die Befreiung von der 
Hauptwohnungsverpflichtung geaufneten Mittel [gArt. 31 BauG-20051 kön- 
nen noch bis Ende 2020 vom Gemeindevorstand für die Förderung des 
Hauptwohnungsbaus bzw. des Hauptwohnungserwerbs in der Gemeinde, 
für touristische Infrastrukturanlagen oder für die Ergänzung von Leistun- 
gen des Kantons, welche dieser gestützt auf die Gesetzgebung über den 
sozialen Wohnungsbau erbringt, eingesetzt werden. Auf die Ausrichtung 
dieser Mittel besteht kein Rechtsanspruch. Die Ende 2020 noch vorhande- 
nen Mittel fallen in die allgemeine Staatskasse." 
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5.2 Neue Fassung 
"Art. 105a Abs. 4 BauG [neu] 
Die aus der Ersatzabgabe für die Befreıung von der Hauptwohnungsver- 
pflichtung geäufneten Mittel La/Ärt. 31 Bauß-2005] faLlen - soweit noch vor*- 
handen - in die allgemeine Staatskasse." 

Planungsprotokoll 
Der Gemeindevorstand wurde über den aktuellen Stand der Planung be- 
züglich der Korrektur von Art. lÜ5a, Abs. 4 des Baugesetzes laufend in- 
formiert. 
An der Sitzung vom 18. August 2014 wurden die Grundlagen zur Vorprü- 
fung an das ARE freigegeben. Die Akten wurden dem ARE unverzüglich zur 
Vorprüfung zugestellt. 
Der Gemeindevorstand hat an der Sitzung vom 25. August 2014 die Anpas- 
sungen zum Baugesetz zuhanden der öffentlichen Mitwirkungsauflage 
verabschiedet. 
Die durch den Gemeindevorstand verabschiedete Ptanungsgrundtage wur- 
de, gestützt auf Artikel 13 der kantonalen Raumplanungsverordnung, vom 
05. September 2014 bis zum 06. Oktober 2014 öffentlich aufgeregt [Publi- 
kation Mitwirkungsauflage vom 04. September 2014; EP und Amtsbtattl. 
Das ARE hat im Rahmen der Vorprüfung zur Anpassung des Baugesetzes 
(Art. l05a, Abs. 41, wie folgt Stellung genommen. 

das ARE verweist im Grundsatz auf Gebiete / Gemeinden, gestützt auf 
Art. 8a Abs. 2 und 3 des RPG sowie auf den RIP 2000, in denen beson- 
dere Maßnahmen ergriffen werden müssen, um ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Erst- und Zweitwohrıungen sicherzustellen. Die 
Gemeinde Samedan ist eine dieser Gemeinden lvgl. RIP 2000, Kap. 
5.3.4, $.141. 
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das Amt weist darauf hin, dass zurzeit wahrscheinlich nicht objektiv 
nachgewiesen werden kann, dass sich die Lage auf dem Hauptwoh- 
nungsbau entspannt hat. Die Lage in der Gemeinde hat sich sehr wohl 
entspannt. in der Gemeinde herrscht heute ein Überschuss in Erst- 
wohnungen lca. 40 Leenwfohnungen oder solche die im Rohbau nicht 
ausgebaut werden. Die Gemeinde besitzt zudem unbebaute Grundstü- 
cke in der Grauzone [Cristansains], die sie in absehbarer Zeit nicht 
Uberbauen wird. 
die Revisionsvorlage wird sowohl formell, als auch materiell nicht be- 
anstandet. Die anstehende Revision wird unterstützt. 

Die Gemeinde hat den Vorprüfungsbericht zur Kenntnis genommen. 
Es sind keine Einwendungen [Wünsche 
Auflage eingegangen. 

und Anträge] zur Mitwirkungs- 

Die Bevölkerung wurde vor der Gemeindeversammlung ein weiteres Mai 
über die Anpassung Teiirevision Ortsplanung orientiert lßotschaftl. 
Der Termin der Gemeindeversammlung zur Verabschiedung der Teilrevi- 
sion Ortsplanung [Baugesetz Art. 1Ü5a. Abs. 4] ist auf den 04. Dezember 
2014 angesetzt worden [ordentliche Gemeindeversammlungi. 

Beschluss Gemeindeversammlung 
Anlässlich der Gemeindeversammlung vom Ü4. Dezember 2014 sind die 
Stimmberechtigten durch den Gemeindepräsıdenten ein weiteres Mal ori- 
entiert worden. Die Präsentation des Traktandums «Teilrevision Orts- 
planung 2014, Baugesetz Artikel 1Ü5a>> wurde detailliert dargestellt. 
Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammtung einstimmig, 
die vorliegende Anpassung zum Baugesetz [Art 105a BauG] zu genehmi- 
gen. 
Die Grundlage zur Teilrevisibn Ešaugesetz [Art. 1Ü5a, Abs. 4] wurde von der 
Gemeindeversammlung vom Ü4. Dezember 2Ü14 beschlossen. Die Be- 
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Schlussakten wurden dem Departement der Kalenderwoche 50 zur Ge- 
nehmigung eingereicht. 

in 

8. Pubfikaflon 
Die Bekanntmachung, dass die Gemeindeversammlung der Gemeinde 
Samedan die Teilrevision Ortsplanung Baugesetz Art. 105a, Abs. 4 be- 
schlossen hat, wurde vom 12. Dezember 2014 bis zum 12. Januar 2015 im 
Gemeindehaus Samedan öffentlich aufgelegt [Publikation Beschwerdeauf- 
lage vom 11. Dezember 2014, EP und Amtsblattl. 

9. Schlussbemerkung 
Dieser Ptanungs- und Mıtwirkungsbericht wurde dem Gemeindevorstand 
vorgelegt und von ihm zur Kenntnis genommen. 

LÜ'**l„„ıı'. Ü:~z›:-rr¬ b:-r ÜFÜT 
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